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WIENER LANDTAG
Sitzungvom25 .November1929

PräsidentDr .Dannebergeröffnet um16 Uhrdie Sitzung .AufderTagesordnung
steht die zweite Lesungder neuenWienerBauordnung .Berichterstatter Stadtrat
Linder beantragt eine stilistische Aenderungim § 116,woes statt Hausgehil¬
finnenzimmerHauspersonalstubeheissen soll .DiesemAntrag wirdzugestimmt
und das Gesetz in zweiter Lesung beschlossen .

Schlussder Sitzung16 ' 10Uhr .
- .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom25 .November1929 .

Vizebürgermeister Hoss eröffnet um16 ' 15Uhr die Sitzung .

St .R .Professor Dr .Tandler beantragt ,für die Errichtung desStadions
im Prater den Gesamtbaukredit im Betrage von ' 5Millionen Schilling zugene
migen .Der dafür seinerzeit genehmigte Sachkredit von ' 7Millionen Schilling

erhöht sich somit umden Betrag von ' 9Millionen Schilling .DerGesamtbaukre
dit ist für denBauder Hauptkampfbahnundder Schwimmbahnveranschlagt .

GR .Prinke ( . . )erklärt ,dass das Stadionprejekt nicht gründlich

durchdachtundhinsichtlichderKostenberechnetwordenist .DieZeitfürdie
Eknreichung der Projekte war viel zu kurz .Die Pläne wurden mit grösster Eile

eingeholt . Dasalles rächt sich heute .Manwird auch mit den veranschlagten K .
ten von ' 6Millionen Schilling nicht auskommen ,da der Bau derHauptkampf¬

bahnundder Schwimmbahnallein etwa zehn MillionenSchilling kostendürfte
In der Zeit der grö sten wirtschaftlichen Not werden wieder fast zwei Milli

nen Schilling aus der Bevölkerung herausgeholt ,um den parteipolitischen In¬
teressen dienen zu können .Wir müssen verlangen ,dass vor allem beim Baudes

Stadions die Sportkörperschaften mehr gehört werden .Da für den Bauder

Schwimmbahnnoch kein Projekt vorliegt ,sind wir nicht in der Lage ,denKredi
zu genehmigen .Der Redner beantragt die Rückverweisung das Antrages anden

Ausschussun )Sportbeirat .( Beifall ) .
Der Rückverweisungsantrag wirdabgelehnt ,

GR .Pfeiffer ( . . )erklärt ,dass sich die Frage des Stadions durch
abboluteste Planlosigkeit und Systemlosigkeit auszeichnet .Er gibt zunächst
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Gemeinderatssitzungvom25 .November1929II . Blatt
einen Ueberblick über die bisherige Ausarbeitung des Projektes ,dasschon
dreimaldenGemeinderatbeschäftigt hat . DasStadionhhukomitee wurdebisher
zweimal einberufen .Einmal umdie Pläne zu prüfen und das zweite Mal umdas
Baugeländezu besichtigen .Seit Monatenhat nun keine Sitzung desBaukomitees
mehrstattgefunden ,Wirwissen gar nicht ,in welcher Weisedas seinerzeit geneh
migte Projekt geändert wurde .Es ist ein ganz unmöglicherZustand undeine
Brüskierung des Gemeinderates ,einfach ein genehmigtes Projekt zu ändernund

ein anderes Projekt vorzulegen .Das seinerzeitige Projekt derHauptkampfbahn

sah eine Ueberdachung vor .Diese wurde jetzt fallen gelassen .Warum ,das weiss
man nicht ,ebenso wenig wie man weiss,wo das Schwimmstadion erbaut wird . Schlie

lich ist ein Zuschusskredit von fast zwei Millionen Schilling auch für die
reiche Stadt Wien keine Bagatelle ,weshalb der Gemeinderat das Recht hat ,über

jede Projektänderunggenauestensin Kenntnisgesetztzu werden .DerRednerkri¬
tisdert sodann die Behandlung ,die der Sportbeirat von Seiten desamtsführende
Stadtrates Professor Dr .Tandler erfährt .Als das Gesetz über dieBodenwert¬

abgabevonunverbautemGrundim Landtagbeschlossenwurde,hattendieSportve
einigungen keine Gelegenheit ,dazu Stellung zu nehmen .Da die Steuer für alle

Vereinigungen eine Unmöglichkeit ist ,hat sich der österreichische Hauptverba

für Körpersport an Professor Tandler gewendet und um Einberufung des Sport¬
beirates gebeten ,umeinheitliche Schritte zur Milderungder Steuerunternehn
zu können .DerHauptverbandfür Körpersporthat auf diesesSchreibenbisheut
keine Antwort erhalten ,Die gleiche Behandlung erfahren wir beimStedionbau .
Die Gemeindehat nicht nur ein Recht ,sondern auch die Pflicht ,ein Stadionzu

bauen ,da ein solchesimInteresse des FremdenverkehrsvongrössterWichtigke
ist . RieserIdealgedankeist aberbereits heuteschonerschlagen .DasRossis¬
beim Schweif aufgezäumt worden . Stattzunächst Lehrflächen und Spielplätze a

schaffen ,wird als erstes die Hauptkampfbahnerbaut und damit die Erziehung
der Jugend vernachlässi . Esist dies im Hinblick auf die kommendeArbeiter
olympiade eine Kraftprobe der sozialdemokratischen Partei auf Kosten der Wi

ner Steuerzahler . Durchihr Verhalten in der Stadionfrage haben die Gegner d

Stadions ihre Gegenerschaft verschärft ,die Schwankendensind zu denGegnern
übergegangen und die bis jetzt für das Stadion waren ,sind misstrauisch ge¬

worden .Wir müssen mit allem Nachdruck verlangen ,dass in dieser für Wien und

für die körperliche Ertüchtigung seiner Jugend so wichtigen Frage endlich

nal andereWegegegangenwerden .( Beifallbei derMinderheit) .
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GR .Körber ( . L )bemängelt zunächst ,dass keine Planskizze für den

Stadionbau vorgelegt wordenist . DerPlatz ,der für das Strand - undSchwimm¬
bad in Aussicht genommenist ,ist ungeeignet .Das Bad sollte in derMittelachs

gebaut werden .Damit würde man sich auch das Fällen von Bäumenersparen .Wenn
man schon soviel Geld ausgibt ,sollte man bei der Kanalisation auch auf den

übrigen Brater Rücksicht nehmenund der Bundwürde dabei sicher mitwirken .
Es könnte bei diesem Anlass bis zu einem gewissen Grade zur Entsumpfungdes

Praters beigetragen werden . G. Körber spricht sich sodann dagegen aus ,dass

so hohen Investitionen aus den laufenden Einnahmenbestritten werden .ImZu¬
sammenhang mit dem Stadionbau ,betreibt er den zweigeleisigen Ausbau der 1ler

Linie ,den Ausbau des Autobusverkehrs zum Stadion hin und meint ,dass man
auch der Freigabe der Hauptallee für den Verkehrwerdenäher treten müssen .
Nicht mötwendig wäre die Heranziehung eines ausländischen Architekten ge¬

wesen ,vie ,mehr hätten die Projekte für das Stadion vom Stadtbauamt vorge¬
legt werden können .Er appelliert zumSchluss namens der WienerBevölkerung

an den Stadtrat Tandler ,dass anlässlich des Stadionbhus die Baumbestände
des Praters möglichst wenig leiden .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . . Tandlerweist den Irrtum zurück ,als ob es sich hier umeinen

neuerlichen Kredit für das Stadion handeln würde .Es handelt sich lediglich
um die Ankündigung ,dass das Schwimmstadion gebaut werden soll und umdie

Bewilligung der zweiten Rate hiefür im Rahmender Budgetmässig für dasSta
dion bereits bewilligten Beträge . VonHauswar bekanntlich für dasStadion
Verausgabungeines Betrages von 6 Millionen vorgeshkan .Die erste Ratedes
Baues kostet ' 7Millionen ,wovonim ganzen bisher eine Million veraus¬

gabt wurde ,die zweite Rate macht ' 9Millionen Aus . Davonsind ' 3Million
budgetmässig vorgesehen ,so dass es sich also lediglich um eine Ueberpräli

minierung von 600 . 000Schilling oder zehn Prozent handelt . Voneiner Ueber
schreitung kann natürlich nicht gesprochen werd n ,da der Baunochnicht
endet ist .An dem Bau des Schwimmstadions glaubten wir über Anregung eines

bürgerlichenSchwimmverbandesder wegeneinesinternationalenWettschwimme:
das Schwimmstadion zur Verfügung haben will ,noch in diesem Herbst wegen d

schönen Wetters und um in dieser schweren Zeit möglichst viele Arbeitslos

beschäftigen zu können ,herantreten zu müssen .Die berufenen Faktoren habe

hiebei so viel nur immermöglichwar ,mitgesprochen ;nachder Vergebungde
Baues war über die Sache nichts mehr zu reden und die Pläne werden in der

Momentvorgelegt werden ,wenn um eine Baubewilligung angesucht wird . Stad
Tandler wendet sich gegen die Behauptung des GR .Pfeiffer dass beimStadi

bau parteipolitische Tendenzen mitspielen .Aber selbst wenn manannimmt ,
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Wiener Gemeinderat vom 25 .November 1929 IV . Blatt
dass der Bauwegender Arbeiterolympiadebeschleunigt werdensoll ,soist

dasja auchein StückFremdenverkehr ,für densich GR. Pfeifferso sehrein¬
setzt .Esist richtig ,dasswirunsbemühthaben ,dieArbeiterolympiadenach
Wienzu bekommenundwir glauben ,dass das für Wienebensoehrendist ,wer
wenn hier eine andere Olympiade stattfinden würde ,( Lebhafter Beifell bei der
Mehrheit )Richtig ist auch ,dass der zehnjährige Gedenktagder Republikdurd
Aufstellungeines Gedenksteinsgefeiert wurde .Schliesslich habanwirdoch

Republikaner
als ein Recht darauf ,die Republük zu feiern . St . R.Tandler macht

schliesslich nochaufmerksam ,dass sich der Gemeinderat mit derVerwaltung
des Stadions zu beschäftigen haben werde und gibt bekannt,es sei nicht an
eine Verwaltungdurch die Gemeindegedacht ,vielmehr soll dasStadion
als gemeinnützige Einrichtung verwaltet werden ( Lebhafter Beifall bei der

Mehrheit ) .
GR .Pfeiffer berichtigt gegenüberden AusführungendesSt . . Tandle

es habe nureine einzige Sitzung des Stadionkomitees und eine einzige Be¬

sichtigung des Stadions stattgefunden ,ferner dass sich niemand gegendie
Aufstellung des Gedenksteines gewendet habe ,sondern dass er es nurkriti¬

siert habe ,dass der Gedenkstein auf einen falschen Platz aufgestellt wurd
Tatsächlich werde jetzt ein anderes Projekt ausgeführt als das ,dass der Ge

meinderat beschlossen hat und dieses neue Projekt müsste demGemeinderat

vorgelegt werden .
Der Antrag des Referenten wird genehmigt .

St . R.Prof .Dr .Tandler berichtet über die NeuanlageeinesSpiel¬
platzes auf dem rechtsseitigen Ufer der oberen alten Donau im Winkelzwi

schen demNordbahndammund der Bruckhaufenstrasse . DieKosten werdenauf
50 . 000Schilling veranschlagt .

GR .Merbaul ( . . ) begrüsstdie Errichtung dieses Spielplatzes ,führt

aber Beschwerde über Vorkommnisse auf dem Spielplatz imWaldmüllerpark .
Dort hat mandemBundesgymnasiumKriehubergasseden Platz entzogenund
dafür die Kinderfreunde hingegeben .Am Abend treiben die sozialdemokra¬

tischen Turner dort Nacktkultur ,was zu berechtigten Beschwerden der Bevö

kerung Anlass gibt .Im Klieberpark befindet sich ein sehr kleiner Spielp
der von der Gmeindesehr vernachlässigt wird .Dort ist auch keinBrunnen
und die Kinder holen Wasser von der Strasse ,wodurch sie sehr gefährde
werden .Auch im Haydnpark lässt der Spielplatz und die Aufsicht viel zu

wünschen übrig .( Beifall bei der Minderheit ) .
GR .Körber( . . )befürchtet ,dass der neue Spielplatz durch dieNäb

der groseen städtichen Mistablagerungsstätte am Bruckhaufen seinen Zwed
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nichtganzerfüllt . DiegrosseStaubentwicklung,dieinsbesonderein derheis¬
sen Jahreszeit auf dem Bruckhaufen entsteht ,düffte sich auch in demneuen

Spielplatz bemerkbarmachen .GesundheitlicheSchädigungender Kindersindal¬
so nicht ganz ausgeschlossen . DerRednerrichtet an den ReferentendieAnfrag
ober sich persönlichüberzeugthabe ,dassdort ein Spielplatzerrichtetwer
denkönne .

ST. R.Prof .Tandlererwidert ,dassdieseBedenkennichtgeteiltwerd
den können ,da dieser Spielplatz sehr weit vomBruckhaufen entfernt ist . Was
die Benützung des Spielplatzes im Waldmüllerpark durch das Bundesgymnasium
Kriehubergasse anlangt,so hat diese Schule darauf verzichtet ,da es innächs
ter Nähe einen eigenen Spielplatz hekommenhat .Die Vorlage wirdangenommen .

St . . Weberbeantragt die Genehmigung der Pläne für eine Wohnhaus- ¬
anlage in Meidling ,Aichholzgasse . DieKosten werdenauf 513Mills
nen Schilling veranschlagt .Die Zahl der Wohnungenist 299 . DiePläne hat Ar

chitekt CamilloFritz Discherentworfen .
GR .Müller( . L, )verlangt die Erhöhungder Geschossevon . 80Met

auf . 20Meter und die Vergrösserung der Kabinette von 1o auf 12Quadratme

In der Nähe des nun zur Ausführung kommenden Wohnhausbaues hat die Gemeind

eine Reihe grösserer Wohnhausanlagenvollendet ,die aber durch die grelle M
lerei der Aussenseiten sehr verunziert wurden .Eine Notwendigkeit ist auch

die Fühnungder Strassenbahn durch die Hohenbergstrasse und die Kanalbaute
in Hetzendorf - Altmannsdorf .Die Gemeinde müsste auch endlich einmal der Lö
sung des Licsingtalsammelkanals näher treten . Rednerwendet sich auchgege

die Absperrung der Schwenkgasse und verlangt die Errichtung eines Weges z

Längenfeldgasse .
St . . Webererklärt ,dass die Geschosshöheauchin der neuenBauor

mit . 80Meter bestimmt ist ,was vollkommengenüge und in vielen anderenS
ten seit Jahren eingeführt ist .Die Fanbenpracht an den Aussenseiteneinze
Gemeindchäuser ist eine Frage des künstlerischen Geschmackes .DieBerlänge

der Strassenbahnlinie in die Hohenbergstrasse ist noch nicht spruchreif ,

da dort noch gebaut werde .Strassenabsperrungen werden nur dannerfolgen ,
wenn sie unbedingt notwendig sind . DieKanalfrage hängt nicht allein von

Gemeindeab ,sondern von einer Reihe anderer Körperschaften .DieLorlage

wird angenommen .
GR. Beisserersucht umgrundsätzliche ZustimmungzurErruichtung

einesBundesspielplatzesimFasangartenzuSchönbrunn.Fürdiedazugehöri
Zweckbauten ,wieUmkleide -undTuschräume ,Aportanlagen ,Aufseherwohnungun
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zwei Schwimmbeckenwerdendie Bestimmungenüber den Parkschutzaufgehoben .

GR . Gschladt ( . . )erklärt zunächst ,dass mit diesem Antrag ein

Skandal ärgster Sorte bereinigt wird . DerBund unterhält schon seit langem

im Fasangarten einen Spielplatz von ungeheurer Ausdehnung .Die notwendigen

Nebenräumlichkeiten wurden his jetzt nicht errichtet .Nun schreitet der Bund

mit einem Kostenaufwand von 600 . 000bis 700 . 000Schilling zur Errichtung

dieser Nebenräume . Schonim Juli 1928 hat der Bund um die Baubewilligung und

Aufhebung der Parkschutzbestimmungen angesucht .Innerhalb weniger Tagewurde

die Kommission ausgeschrieben ,bei der sich auch kein Anstand ergeben hat .

Bei dieser Gelegenheit sagte sich die Gemeinde ,dass es nützlich wäre ,den

Spielplatz auch der WienerSchuljugendzugänglich zu machen .DerVertreter
des Bundes gab auch damals die Erklärung ab ,dass der Bund nach Massgabe

des Platzes und der Zeit den Spielplatz der Gemeinde zur Verfügung stellen

werde .Eine Bindung jedoch könne er nicht eingehen .Damit wäre der Akt ents h

dungsreif geworden .Nunaber setzten die Sabo . tageakteund förmlicheEr¬
presungsversuche an den Bund ein .Wiederholt verwies der Bund darauf ,dass
durch die Verzögerung die Gefahr bestehe ,dass die erste ,bereits bewilligte

Baurate verfalle . Trotzdem liess man das Jahr 1928 verstreichen .Endlich war

der Akt soweit ,dass er dem Stadtsenat vorgelegt wurde . Dieserbeschloss am
. März1929 und heute erst wird der Akt dem Gemeinderat vorgelegt .Gegen¬

über den Sabo tageakten der Gemeindean den Bundist festzustellen ,dassde
Bund der Gemeinde gegenüber bisher das grösste Verständnis entgegengebrach

hat . Sohat auch der Bund den Schönbrunner Vorpark der Gemeindeüberlass
Dass eine solche Verzögerungeines Aktes eintreten kann ,ist etwas,wasman
bei einer öffentlichen Verwaltung einfach für unmöglich halten müsste .Wir

werden scharf dahinterher sein ,eb nicht auch die Baubewilligung verzögert

werde ,und wenndies der Fall sein sollte,in aller Oeffentlichkeit dieSch
frage klarstellen .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Dr . Wagner( . L. ) erklärt ,dass die Erledigung des Ansuchens d

Bundes schon vor Monaten hätte erfolgen können .Nun hat der Bund die Erle¬
digung seines Ansuchensohne jede Bindung erreicht ,eine grenzenlose Blama
ge jener Kreise ,die .unter Missbrauch der Stellung des Magistrates a
den BundErpressungsversuche verübt haben .Der Redner verweist darauf ,das
er schen im Mai dieses Jahres den Herrn Bürgermeister bezüglich derErle
gungdes Ansuchensdes Bundesinterpelliert habe .DieAntwortdesBürgerr
auf diese Interpellation sagt der Redner ,war eine Frotzelei .Bürgermeisi
erklärt in seiner Antwort ,dass er keine Veranlassung habe ,wegenderErl
gung des Ansuchensauf den Magistrat einzuwirken .Der Redner streift sod
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sodann das Verhältnis der Gemeinde zum Bund ,wobei er erklärt ,dass die Ge¬
meinde die Unternehmungen des Bundes stets herabsetzt oder dem Bund bei ir - ¬

gendwelchen Vorhaben immer wieder Prügel vor die Füsse wirft .Das Verha lten

der Gemeinde bei der Erledigung des Ansuchens des Bundes bezüglich des Spiel¬
als

platzes im Fasangarten kann nur ein unwürdiges bezeichnet werden .( Beifall ) .

In seinem Schlusswort erwidert der Referent ,dass sich die Gemeinde
gemühthabe ,durch Verhandlungenmit demBundzu erreichen ,dass derSpiel¬
platz im Fasangarten nicht nur der Wiener Mittelschuljugend ,sondern der Wie¬

ner Schuljugend überhaupt zur Verfügung stehen soll .Diese Bemühungen der Ge¬

meinde müssten von jedem Gemeinderat vertreten werden .Tatsache ist ,dass der
Bunddas Verlangender Gemeinde ,im Volksgarten und Belvederegarten einKin¬
derfreibad zu errichten ,glatt abgelehnt hat .Der Bund hat eben ,obwohl es sic

umdas Interesse der Wiener Kinder gehandelt hat ,unsozial benommen .( Beifall
bei derMehrheit ) .

Nach tatsächlichen Berichtigungen des GR. Dr . Wagnersowie desRefere
ten wird die Vorlageangenommen.

Nunmehrgelangt der Rechnungsabschlussdär GemeindeWienfürdas
Jahr 1930 sowie der Kontrollamtsbericht zur Verhandlung .

Es wird zunäähst über diese beiden Vorlagen eine Generaldebatte ab

geführt .
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St . . Breitnerberichtet üher den Rechnungsabschlussfür 1928 : Dasab¬

gelaufeneVerwaltungsjahrwargekennzeichnetdurcheineverhältnismässig
günstige Lage der Wirtschaft ,durch eine gute und hoffnungsfrohe Stimmung in der

Gesamtbevölkerung .Das wichtigste äussere Merkzeichen der Besserung darf darin

erblickt werden ,dass in Wien im Jahre 1928 der Höchststand der Arbeitslo¬

sigkeit 89 . 217gewesenist ,wesentlichgeringerals in den Jahren 192541926
und 1927 . Derniedrigste Stand der Arbeitslosigkeit wurde mit 53 . 850erreicht ,

was Jahre vorher nicht eingetreten ist .Im Jahre 1928sind vomJ,hresbeginn
bis Jahresende die Einlagen bei den Wiener Kreditinstituten von 899 Millio - ¬

nen Schilling auf 1148 Millionen Schilling gestiegen ,das ist ein Zuwachs von

28 Prozent .Wer die Vorgänge der letzten Wochen vor Augen hat ,weiss ,welche Be¬

deutung diesen Ziffern zukommt .Die Bankrate betrug im abgelaufenen Jahr durch¬

schnittlich bloss 6 ein Viertel Prozent ,war also um rund zwei Prozent ge¬

ringer ,als diesmutmasslichfür dasheurigeJahrzutreffendürfte .DerFremden¬
verkehr erreichte 1928 ohne Berücksichtigung der zumSängerfest gekommenen
Gäste die nochnie vorher verzeichnete Rekordziffervon637 . 448Personen .
Im Jahre 1925 waren es 533 . 000 ,im Jahre 1926 waren es 535 . 000und imJahre
1927 waren es 561 . 000Personen . DerSprung ist also ein ausserordentlich gros¬

ser .Nimmtmandazu noch die 113 . 328Besucher des Sängerfestes ,dann sieht man .
von welchem pulsierenden Leben das Verwaltungsjahr ,über das heute Rechenschaft

gelegt wird,erfüllt war . Wennman sich die Stimmung während desSängerfestes

nach dessen glänzendemBeginn vergegenwärtigt ,dann merkt manerst sorecht
den Unterschied gegen heute .So war das Verwaltungs jahr 1928 für Bund undGe¬

meinde erfolgreich .Dies kommt darin zum Ausdruck ,dass der Gemeinde an gemein¬

samen Abgaben rund 24 ' 7Millionen Schilling als Mehrertrag zugewiesen worden

sind . Dazukommennoch ' 6Millionen Schilling als die vomBundeingehobenen ,
der Gemeindezufliessenden Zuschlägezu den Immobiliargebührenundrund ' 3
MallionenSchilling ale erhöhte Entschädigungder GemeindeWienfür dieEinhe¬
bung der Bundessteuern,pas sind also 27 ' 7Millionen Schilling ,die der Gemeindemehr
gegenüber den seinerzeitigen Angabendes Finanzministeriums/zugeflossen sind .
Die verringerte Arbeitslosigkeit undgewisseLohnbewegungenfinden ehrenAus¬
druckin einemMehrertragder Fürsorgeabgabevon7 MillionenSchilling .Das
Sängerfest und der sonst gute Verlauf des Jahres 1928 drückt sich inMehrer¬
lösen von ' 7Millionen Schilling bei der Lustbarkeitsabgabe ,' 2Millionen
Schilling bei der Nahrungs -undGenussmittelabgabe,fast zweiMillionenSchil¬
ling bei der Fremdenzimmerabgabe aus . Insgesamt haben die Gemeinde - undLandes¬
abgaben 19 'Millionen Schilling mehr geliefert ,als im Voranschlag angenommen
war .Darauf ist es zurückzuführen ,dass an statt des seinerzeit vorausgesehenen
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grossen Defizites von35 MillionenSchilling ein kleinerGebarungsüberschuss
von 286 . 000Schilling erzielt werdenkonnte .Dabei hat aber die Gemeindedie
Aufgaben ,die zu vollbringen sie sich gesetzt hat ,nicht nur voll erfüllt ,son¬

dern noch wesentlich übertroffen .Der Gesamtaufwandfür Investitionen ,dieja
allen der Bekämpfungder Arbeitslesigkeit dienen ,warenmit 102Millionen
Schilling in Aussichtgenommen.In Wirklichkeitwurdenhiefür nahezu116Mil¬
lionen Schilling verausgabt .Darunter steht an erster Linie der Wohnungsbau ,
dem 89 Millionen Schilling zugeführt wurden sind .Es ist dabei gelungen ,alle

das Verwaltungs jahr 1928 betreffenden Rechnungen zu liquidieren ,so dass die

Budgetpost des Jahres 1929 nicht mehr Rurch Rechnungender früheren Arbeits¬
periodebelastetdeinwird .NurwenigeArbeitenmusstenzurückgestelltwerden.

So die Hafenbrücke ,da mit dem Grundeigentümer keine zweckentsprechenden Ver¬

einbarungenzustandegebrachtwerdenkonnten ,undgewisseKanalbauten ,diemit
demBauprogrammin engster Verbindungstehen .Stadtrat Breitner verwiesdann
noch dar auf ,dass die städtischen Unternehmungengesondert Rechnunglegen ,
dass aber das Brauhaus in der Lage war ,statt den veranschlagten 236 . 000

Schilling mit 909 . 000Schilling zu den NetwendigkeitendesGemeindehaushaltes
beizutragen .Er ersucht ,nach Besprechungder einzelnen GruppendesGemeinde¬
haushaltes umGenehmigungdes Rechnungsabschlusses ( Beifall bei derMehrheit ) .

GR .Zimmerl ( . . . ) : Anden Rechnungsabschlüssen der Gemeinde

Wiengemessen ,müssten die Wiener glückliche Menschensein ;denn seik dem

Jahre1923warendie Rechnungsabschlüsseununterbrochensehrgühstig .Indieser
Zeit hat sich das Vermögen der Gemeinde Wien unausgesetzt vermehrt aber die

Wirtschaft dieser Stadt ist umebensoviel ärmer geworden .Das Ziel derMehrheit

ist ebendieEnthüterungundEnteignungdesPrivatpakitals .Daswaraufdem
Wegeder Revolutionundirekter Massnahmennicht möglich ,daherversuchtman
es ,auf demGebiet der Finanzverwaltung .Die von den Sozialdemokraten sosehr
geschmeähteProfitrate der Burgeoishat sich in die Profitrate derGemeinde
Wienverwandelt .Im Voranschlag ist ein Defizit von 35 ' 5MillionenSchilling
angekündigtworden .In Wirklichkeitist dieses präliminierteBefizitverschwun¬
denundes wirdnocheinkleinerUeberschussausgewiesen .DieKassenbeständeFest¬
sollen von 66 Millionen auf 41 ' 7Millionen gesunken sein .Diese niedrige
stellungist abernureinebuchmässige .In Wirklihkeitsinddie Kasenbeständeweit¬
aus höher ;sie könnenmit 70 Millionen Schilling angenommenwerden .DerRech¬

nungsabschluss vomJahre 1928 wurde stark beeinflusst durch denNachtragskredit .
von20 Millionenfür Wohnhausbautenunddie Reservesondrei Millionenzur
Fertigstellung von Siedlungsbauten .Diese 23 Millionen sind demJahre1928
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buchmässig zur Last gelegt worden ,aber erst im Jahre 1929 zur Auszahlung

gelangt . Esist also statt des Defizits von 35 ' 5Millionen ein faktischer

Ueberschuss von 23 ' 5Millionen vorhanden ,also eine Besserung der Gebarung
gegenüber dem Voranschlag um 58 Millionen festzustellen .Der Voranschlag wird

mit einem grossen Defizit aufgestellt ,damit mandie EinhebungderSteuern
und Abgabenim nächsten Jahr in derselben Höherechtfertigen kann .Beiden
Abgabeerträgnissen findet man fast nur Mehriengänge .Die sogenennten Ermässi - ¬

gungen der Steuern ,wirken sich in höheren Eingängen aus .WennSie die Wirt¬
schaft durch ihre Massnahmen wirklich entlasten wollen ,müssten Sie Ermässi¬

gungen vorschlagen ,die sich auch im Ertragnis der Steuern ausdrücken .En

diesem Zusammenhangsoll festgestellt werden ,dass vor längerer Zeit in der
Abteilung des St . . Breitner der Auftrag gegeben worden sein soll ,dass

Gemeinderäte und Nationalräte ,wennsie mit Gemeindesteuern imRückstand
sind ,nicht gemahnt werden rüefen und es soll sogar ein Beamter ,der einen

solchenFunktionärgemahnthat ,in Disziplinaruntersuchunggezogenworden
sein .Ich stelle ausdrücklich fest ,dass niemand für uns für einen Funktionär
der Gemeindeoder für einen Nationalrat eine andere Behandlungverlangt hat .

Wirverlangendie gleichmässigeBehandlungaller Steuerträger( LebhafterBei¬
fall bei der . . )Undwir lehnen dieses Zugeständnis mit allem Nachdruckab ,

da es unseren Grundsätzen vollkommen widerspricht .( GR. Kunschak: Ichmelde
offiziell die gegenteilige Forderung an :Gemeinderäte und Nationalräte sollen

zuerst zahlen ! )Manredet sich bei den Steuermassnahmenimmerauf höhereAus¬
gaben in der Wohlfahrtspflege aus .In Wirklichkeit ist aber imwohlfahrts¬
wesen nicht umeinen Heller mehr ausgegeben worden als präliminiert ist und
bei der Kleinrentnerhilfe ,von der man soviel spricht ,sind atatt 50 . 000

55 . 000Schilling ausgegeben .Im Wohnungswesen haben sie allerdings um20

Millionen mehrausgegeben ,Das kann so nicht weiter gehen . Siebetreiben
fast gar nicht mehrWohlfahrt .Die ganzeGemeindeverwaltungist nurdarauf
eingestellt ,das Vermögen der Gemeinde Wien zu vermehren .Undtatsächlich
hat sich das Gemeindevermögenim Jahre 1928 wieder umhundert Millionen
Schilling vermehrt .In der Verwaltungsgruppe Technische Angelegenheiten ,wo
mantausenden Arbeitslosen Arbeit verschaffen könnte ,sind 5 MillionenSchil¬
ling erspart worden .In der Gruppe 6,wohin auch der Ankauf von Grundstückenund
Häusergehörthat manumeineMillionmehrausgegeben.GR .Zimmerlbeschäf¬
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tigt sich sodannmit demBericht des Kontrollamts .DerBericht ist heuer
viel umfänglicher als früher und man entnimmt daraus viele und zwar auch in¬

teressante buchhalterische Mitteilungen .Dagegen ist der in der Kritik der

Verwaltung sehr zurückhaltend .Ueber die Notwendigkeit undWirtschaftlich .

keit der Gebarung ,worübereine Aeusserungdes Kontrollamtessehrerwünscht
wäre ,findet sich kein Wort .Dem Kontrollamt fehlt eben jede Unabhängigkeit .

Wennmanmirr das erste Konzeptdes Revisionsberichtes zur Verfügungstellte
und mir die Möglichkeit gäbe die Veränderungen ,die mit dem Konzept vorgegan¬

gen sind an der Hand des Aktes zu konstatieren ,werde ich nachweisen können ,

dass hier Köpfe mitgearbeitet haben ,die absolut nicht befugt sind ,in die
Revisionstätigkeit des Kontrollamtes einzugreifen .Das Kontrollamt hat mit

niemandemauch nicht mit St . . Breitner zu verkehren .Interessant ist ,dass der
Kontrollamtsbericht feststellt ,die Ausübung der sogenannten Finazkontrolle

habe wenig Wert ,sondern nur die Gebarungskontrolle ,das heisst ,die Kon - ¬

trolle über die Wirtschaftsführung und über die Organisation .Jetzt bei den
Verhandlungen über die Verfassungsreform wollen die Vertreter der Mehrheit

Finanz - ¬
dem Rechnungshof nur die/Kontrolle zugetshen .Ebenso interessant ist die Be¬
merkung im Kontrollamtsbericht ,dass die bisherige Art der Brutto -und Netto¬

verrechnung kein klares und durchsichtiges Bild ergeben habe .Wirbeschwe¬
ren uns bekanntlich schon seit Jahren darüber ,dass bei Ihrer Geschäftfüh¬
rung so manches unklar und undurchsichtig ist .Im Beritht des Kontrollamtes

steht nichts über die Steuerrückstände . DieZiegelwerke Oberlaa und Granit¬

werke Mauthausen wurden aus der Hoheitsverwaltung herausgenommen ,weil Sie

mit den Arbeitern in diesen Betrieben nicht fertiggeworden sind .Dawollten
Sie die Leute aos werden .Aber nicht weniger als ' 6Millionen Schilling

Verluste mussten im Jahre 1928 für diese Betriebe aus Gemeindegelderngedeckt
werden .Bei der Zentralsparkasse fehlt im Kontrollamtsbericht jede Aufkkärung

über die Geschäfte und über die Bonität der Debitoren .Der Kreditverein wird
überhaupt nicht erwähnt und es wurde mir erzählt ,dass der dortige sozial¬

demokratische Leiter sich ganz einfach micht kontrollieren lasse . DieObst¬

und Gemüse . G .wird mit zwei Zeilen abgetan .Wir empfehlen über dieses ver¬
krachte Unternehmendie Rede des Kollegen Huber nachzulesen .Gewiss,seehen
wir nicht an ,zu erklären ,dass das Kontrollamt unter den gegebenenVerhält .

nissen eine gewaltige Arbeit geleistet hat ,wofür ihm sicherlich der Dankdes
Gemeinderates gebührt .( Beifall bei der Minderheit . )Der Apparat ist gut ,
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aberer kannnicht so funktionieren ,weilgewisseBeeinflussungengesche¬
hen .Deshalbverlangenwireine grundlegendeAenderungderKontrolle .

Ganz gewaltig sind die Summen ,die durch die Finanzpolitik des
Herrn St . . Breitner seit dem Jahre 1923 der Wirtschaft entzogen wordensind .

Gering gerechnet kommtmanauf mehrals tausend MillionenSchilling,wo¬
von 70 ,Millicnen auf die Kassenbestände ,loo Millionen auf die Debitoren ,34
Millionen auf die Grundankäufe ,60 Millionen auf Wertpapiere undBeteiligun¬

gen und 600 Millionen auf den Wohnhausbauentfallen .Dazu kommendie Inves¬
titionen ,die die städtischen Unternehmungen aus Betriebsmittel gemacht
haben und die mit 200 Millionen eher niedriger als zu hoch bewertet werden

können .In den letzten fünf Jahren ist also die Gemeinde um rund eine Milliar
de Schilling reicher geworden ,die Bevölkerung aber ist umdiese Summeär¬

mer geworden .( Beifall ) .Manhat den erwerbenden Ständen das Kapital wegge¬

steuert . Wirmüssen beim Kredütverein mehr als die Hälfte der Ansuchen ab¬
lehnen ,weil die Leute gar nicht mehr Kreditfähig sind .Das ist eine Folge
Ihrer Finanzpolitik .Sie gebenallen Mütterndie Säuglingswäscheundschä¬
digen dadurch schwer eine bestimmte Gruppevon Geschäftsleuten .Ebensoma¬
chen Sie es mit den Schulhüchern .Von den Parteisubventionen ganzabgesehen ,
die sich bis auf den Warmwasserspeicher erstrecken .Vor mir ist eine sozia¬
listische Mittelschülerzeitung ,die ein grosses Inserat der städtischen Ver¬

sicherungsanstaltaufweist .DieseEinschaltungkanngeschäftlichabsolutnich
begründet werden .Sie könnenbald ein Siechehhaus für verkrachte Unter¬
nehmungeneröffnen .Da ist zuerst das Lagerhaus mit einem Verlust von .

316Millionen -es soll jetzt aufgelöstwerden ,wodurchwiederdiedeArbeiter
und Beamte um ihr Brot kommen .Dann kommt das Ziegelwerk Oberlaa mit einem

Verlust von ' 6MillionenSchilling ,die Obst -undGemüse . G.mit480. 000
Schilling ,dasPorphyritwerkmit70 . 000Schilling ,die Steinagmit267. 000
Schilling und die Land -und forstwirtschaftliche Betriebsgesellschaft mit
360 . 000Schilling .Ausdiesen Verlusten folgt ,dass Sie sehr viel Steuern
einheben können ,dass Sie aber wirkliche Werte nicht schaffen können .Das
ist das richtige Bild des Rechnungsabschlusses .Die Minderheit kann diese

Zuständehiernuraufzeigen ,helfenmusssiehdieWienerBevölkerungselbst .
Da diese nun auch in anderen Bundesländern genossen gefunden hat ,sohoffen

wir ,dass nicht mehr viel solche Rechnungsabschlüsse hier beschlossen
werden können .( Beifall bei der Minderheit ) .
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GR .Pfeiffer (. . )führt aus ,dass der Rechnungsabschluss die Li¬

quidierung des Voranschlages ist ,Bei der Feststellung der prozentualen Ab¬

weichungen der Ziffern des Rechnungsabschlusses vom Voranschlag führt der
Redneraus ,dass die Gemeinde -und Landesabgabenum11 ' 2Prozent mehreinge¬
bracht haben . DieMehrheinnahmebei der Fürsorgeabgabemachtzehn Prozentaus ,
bei der Lustbarkeitsabgabe fast 20 Prozent ,bei der Fremdenzimmerabgabe6115
Prozent ,bei der Wertzuwachsabgabe 23 Prozent ,bei der Nahrungs -undGenuss¬
mittelabgabe 25 Prozent und bei der Kraftwagenabgabe 22 Prozent .Mindereinnahme

haben sich nur bei der Hauspersonalabgabe und Hundeabgabeergeben .DieMehr¬
eingänge an Bundesabgaben machen 22 Prozent aus . DieAusgaben für Personal

machen um fünf Prozent mehr aus ,beim Wohnungswesen um 24 Prozent ,beimSchul¬
wesenum ' 3ProzentundbeimGrundbesitzum32 Prozent .GR. Pfeifferbeschäf¬
tigt sich dann ausführlich mit der Tätigkeit des Kontrollamtes . Dafür die

Berichte des Kontrollamtes im Gemeinderat niemand verantwortlich ist ,ver¬

langt er die Schaffung eines Kontrollamtsausschusses .In diesem hätten nurGe¬

meinderäte ihre Funktion aus zuüben .Die Berichte des Kontrollamtes einmal im
Jahr sind unzulänglich ,da sie historische Berichte sind .UeberdieSkontrie - ¬
rungen ,die vomKontrollamt vorgenommenwerder ,sagt der Redner ,dassdie

Materialienskontrierungenviel wichtigerals die Kassaskontrierungensind .
Bei den Skontrierungen wäre auch die Beiziehung vonMinderheitsmitgliedern
notwendig .Die Arbeit des Kontrollamtes muss man als hervorragend bezeichnen

und sie verdient nicht nur den Dank und die Anerkennung des Gemeinderates ,

sondern auch seine Bewanderung ,schon deshalb ,weil die Herren vomKon¬
trollamt nicht so schreiben dürfen wie sie wollen und daher alle Mühehaben ,
diesen Bericht herzustellen .In Zukunft mussaber die Stellung desKontroll¬
amtes eine andere sein .Wir wollen ein unabhängiges Kontrollamt ,dass sich
mit dem Gemeinderat und mit dem Finanzausschuss in Verbindung setzen kann .
Auf meinen im Vorjahr geäusserten Wunsch ,die Gemeinde Wien möge der Kon¬
trolle des Rechnungshoßes unterstellt werden ,haben die Sozialdemokraten
nur ein Lächeln übrig gehabt .Nun haben sich die Zeiten aber geändert und die
Gemeinde Wien wird sich der Kontrolle des Rechnungshofes unterstellen müs¬
sen .Man muss auch in diesem Zusammenhang die Verfassungsreform begrüssen .
Solange diese Kontrolke aber nicht geschaffen ist können wir für den
Rechnungsabschluss der Gemeindenicht stimmen( Lebhafter Beifall bei der . . )

Die Verhandlung wird abgebrochen .
Schluss der Sitzung 2050 Ehn
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